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Drucksache 587 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen; 


Entwurf eines Gesetzes 

über Personenkreis der Anspruchsberechtigten, Bedürftig- 
keitsprüfung und zusätzliche Leistungen in der 
Arbeitslosenfürsorge 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 
Ansprudisbcrechtigte 

S 1 

Arbeitslosenfürsorgeunterstützung erhalt, 
wer unfreiwillig arbeitslos, arbeitsfähig und 
arbeitswillig ist, sich beim Arbeitsamt als 
arbeitssuchend gemeldet hat und entweder 

a) die Anwartschaft auf Arbeitslosenunter- 
stützung (§ 95 des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung 
— AVAVG — ) nicht erfüllt oder den 
Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung 
(| 99 AVAVG) erschöpft hat und bedürf- 
tig ist, oder 

b) Arbeitslosenunterstützung erhält, sich je- 
doch ln einem Notstand befindet. 

S 2 

(1) Die 90, 92 bis 93 a AVAVG finden 
auf Empfänger von Arbeitslosenfürsorge- 
unterstützung mit der Maßgabe Anwendung, 


daß die Unterstützung während einer Sperr- 
frist auf das zum Lebensunterhalt Unerläß- 
lidae zu beschränken ist. Einkommen des 
Arbeitslosen und der mit ihm im gemein- 
samen Haushalt lebenden Angehörigen sind 
ln solchen Fällen ohne Ausnahme voll anzu- 
redinen. 

(2) In gleicher Weise ist Arbeitslosenfür- 
sorgeunterstützung nach Absatz 1 zu gewäh- 
ren. wenn die Arbeitslosenunterstützung auf 
Grund der §§ 90, 92 bis 93 a AVAVG ge- 
sperrt ist. 


Artikel 2 
Bedürftigkeitsprüfung 

§ 3 

Bedürftig im Sinne des § 1 Buchst, a dieses 
Gesetzes ist oder In einem Notstand im Sinne 
des § 1 Buchst, b befindet sich, wer den not- 
wendigen Lebensunterhalt für sich und seine 
zuschlagsbereditigten Angehörigen weder aus 
eigenen Kräften und Mitteln noch mit Hilfe 
der zu seinem Unterhalt rechtlich verpflidite- 
ten Angehörigen bestreiten kann. 
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§ 4 

(1) Auf die wödientlidie Arbeitslosenfür- 
sorgeunterstützuixg ist anzuredinen 

a) das Einkommen des Arbeitslosen, soweit 
es nach Abzug etwaiger Werbungskosten 
den Betrag von 9 Deutsche Mark in der 
Woche* übersteigt. Hat der Arbeitslose aus 
mehreren Quellen Einkommen, so bleibt 
der Betrag von 9 E^utscheMark wöchent- 
lich nur einmal von der Anrechnung frei; 

b) das Einkommen eines Angehörigen des 
Arbeitslosen, der mit ihm im gemein- 
samen Haushalt lebt und ihm auf Grund 
einer rechtlichen Pflicht Unterhalt zu ge- 
währen hat, soweit es nach Abzug der 
Steuern, der sozialen Beiträge und etwaiger 
Werbungskosten 36 Deutsche Mark in 
der Woche übersteigt. Der Betrag von 
36 Deutsche Mark erhöht sich um 12 
Deutsche Mark für jede Person, die der 
Angehörige auf Grund einer rechtlichen 
oder sittlichen Pflicht überwiegend unter- 
hält; hierbei wird der Arbeitslose nicht 
mitgerechnet. 

(2) Die nach Absatz 1 Buchstabe a und b 
regelmäßig anrechnungsfreien Beträge des 
Einkommens des Arbeitslosen und seiner An- 
gehörigen können, wenn es die besonderen 
Umstände des Einzelfalles rechtfertigen, ins- 
besondere zur Vermeidung unbilliger Härten 
um höchstens 25 v. H. über- oder unterschrit- 
ten werden. 


Artikel 3 
Zusätzliche Leistungen 

§5 

Übersteigt die Miete des Arbeitslosen 25 
V. H. der Hauptunterstützung, der Familien- 
zuschläge und des sonstigen anrechnungs- 
freien Einkommens, so kann ein Mietzuschlag 
in Höhe des diesen Betrag übersteigenden 
Teiles der Miete gewährt werden, höchstens 
jedoch 9 Deutsche Mark wöchentlich. 

§6 

(1) Neben der Arbeitslosenunterstützung 
oder der Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 
können dem Arbeitslosen Sonderbeihilfen ge- 
währt werden, soweit ein Notstand vorliegt 


und andernfalls ein Eingreifen des Fürsorge- 
verbandes erforderlich wäre. 

(2) Sonderbeihilfe kann nur gewährt wer- 
den, wenn ein Anspruch auf Arbeitslosen- 
unterstützung oder die Berechtigung zum Be- 
zug von Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 
dem Grunde nach vorliegt. Die Nichtgewäh- 
rung dieser Leistungen Infolge Anrechnung 
von Einkommen des Arbeitslosen oder seiner 
Angehörigen steht der Gewährung von Son- 
derbeihilfe nicht entgegen, soweit die sonsti- 
gen Voraussetzungen erfüllt sind. 

(3) Ein Notstand Ist nur anzunehmen, 
wenn die Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 
und das sonstige Einkommen des Arbeits- 
losen und der mit ihm Im gemeinsamen Haus- 
halt lebenden Angehörigen einschließlich der 
Leistungen der Sozialversicherung zur Fri- 
stung des Lebensunterhaltes nicht ausreicht. 
Dabei sind alle Bezüge In Geld oder Geldes- 
wert zu berücksichtigen, auch soweit sie nach 
§ 4 sonst anrechnungsfrei bleiben. 

(4) An Arbeitslose, die Arbeitslosenfür- 
sorgeunterstützung erhalten, darf grundsätz- 
lich keine laufende Unterstützung aus öffent- 
lichen Fürsorgemitteln gewährt werden. 

§7 

(1) Die Arbeitslosenunterstützung oder die 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützung einschließ- 
lich des Mietzuschlages (§ 5) und der Sonder- 
beihilfe (§ 6) dürfen die Höchstbeträge der 
Tabelle zu § 105 Abs. 5 AVAVG nicht über- 
steigen. 

(2) Maßgebend ist das nach § 105 AVAVG 
ermittelte ungekürzte Arbeitsentgelt. 

(3) Mietzuschlag und Sonderbeihilfe blei- 
ben bei der Berechnung des Grundlohnes nach 
§ 119 Abs. 1 und bei der Festsetzung des 
Krankengeldes nach § 120 AVAVG außer 
Betracht. 

§8 

Abweichend von § 175 AVAVG können 
Mietzuschlag und Sonderbeihilfen getrennt 
von der Arbeitslosenunterstützung oder 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützung an den 
Arbeltslosen^auf Antrag auch unmittelbar an 
Dritte, die ein berechtigtes Interesse haben, 
zu den Zeitpunkten gezahlt werden, an 
denen sie fällig oder erforderlich sind, in 
jedem Falle jedoch nur nachträglich für den 
Zeitraum, auf den sie sich beziehen. 
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Artikel 4 

Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen 

§ 9 

(1) Dieses Gesetz tritt am in 

Kraft. Gleichlautende und entgegenstehende 
Vorschriften — insbesondere der Verord- 
nung Nr. 117 der Britischen Militärregierung 
über Arbeitslosenfürsorge vom 22. Dezem- 
ber 1947 (Arb.Bl. für die britische Zone 1948 
Nr. 1/2 S. 2) und der Verordnung des Bay- 
rischen Staatsministeriums für Arbeit und 
soziale Fürsorge über die Arbeitslosenfür- 
sorge vom 24. November 1948 (Bayrisches 
Gesetz- und Verordnungsbl. 1949 S. 25) in 
der Fassung der Zweiten Verordnung über 
die Arbeitslosenfürsorge vom 30. Mai 1949 
(Bayrisches Gesetz- und Verordnungsbl. 
S. 172) — treten gleichzeitig außer Kraft. 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden 
auf laufende Unterstützungsfälle und auf An- 


träge auf Leistungen der Arbeitslosenhilfe, 
über die beim Inkrafttreten des Gesetzes noch 
nicht entschieden ist,^ mit der Maßgabe An- 
wendung, daß die Arbeitslosenfürsorgeunter- 
stützung und die zusätzlichen Leistungen ge- 
gebenenfalls spätestens von der dem Inkraft- 
treten des Gesetzes folgenden zweiten Unter- 
stützungswoche an zu bewilligen oder neu 
festzusetzen sind. 


§ 10 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
Im Lande Berlin. 


Bonn, den 15. Juni 1954 

Ollenhauer und Fraktion 
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